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Am 23. Juni 2016 wird im Vereinigten Königreich, der zweitgrößten Volkswirtschaft der Europäischen 
Union, über den Verbleib in der EU abgestimmt. Vor dem Hintergrund einer erstarkenden anti-europäi-
schen UK Independence Party (UKIP) und euroskeptischen Stimmen im eigenen Lager, hatte der kon-
servative Premier David Cameron bereits im Januar 2013 ein Referendum über den Austritt aus der 
Europäischen Union bis spätestens 2017 angekündigt. Das Gipfeltreffen der Staats-und Regierungschefs 
der Europäischen Union im Februar 2016 stand daher besonders im Zeichen des so genannten „Brexit“, 
des möglichen Ausstiegs des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union. Für den Fall eines 
Verbleibs in der EU konnte die Regierung von David Cameron den anderen Mitgliedsstaaten einige Zu-
geständnisse abringen. So sollen unter anderem die Mitspracherechte nationaler Parlamente gestärkt und 
die Ausnahme des Vereinigten Königreichs aus dem Integrationsziel einer „immer engeren Union“ 
formalisiert werden und Sozialleistungen an EU-Binnenmigranten restriktiver gestaltet werden können 
(European Council 2016). Falls die Briten sich dennoch gegen eine Mitgliedschaft in der EU entscheiden, 
stellt sich die Frage nach den wirtschaftlichen Konsequenzen; diese hängen jedoch maßgeblich davon ab, 
welche vertraglichen Beziehungen an die Stelle einer britischen Vollmitgliedschaft treten. 

How to „Brexit“ 
Mit dem Vertrag von Lissabon wurde ein Austritt aus der EU erstmals rechtlich geregelt. Nach Artikel 50 
müsste das Vereinigte Königreich dazu den Europäischen Rat über den Austrittswunsch informieren. 
Werden keine anderen Vereinbarungen getroffen, erlischt die Mitgliedschaft nach zwei weiteren Jahren 
automatisch. Diese zwei Jahre stecken letztlich den Zeitrahmen für Austrittsverhandlungen ab, in denen 
allerdings auch ein alternativer Zeitpunkt für den tatsächlichen EU-Austritt beschlossen werden kann. 
Sobald ein „Brexit“ formal eingeleitet wird, verhandelt die verbleibende EU-27 mit der britischen Regierung 
über die Konditionen des Austritts. Die EU-Kommission wird unter Vorgabe von Verhandlungslinien durch 
die Staats- und Regierungschefs (Europäischer Rat) mit der Verhandlungsführung beauftragt. Diese Ver-
handlungen beinhalten auch die zukünftigen wirtschaftlichen und politischen Beziehungen des Vereinigten 
Königreichs unterhalb der vollen EU-Mitgliedschaft und verlaufen formal wie mit einem Nicht-EU Staat. 
Obwohl eine weiterhin enge wirtschaftliche Bindung im Interesse sowohl der EU als auch des Vereinigten 
Königreichs wären, gilt das Wohlwollen der EU im Falle eines „Brexit“ als gering, auch um die Attraktivität 
eines Ausstiegs für andere EU-Mitglieder zu reduzieren (The Economist 2016). Die britische Verhand-
lungsmacht in einer solchen Konstellation wäre daher begrenzt. Vom Ergebnis dieser Verhandlungen 
allerdings hängt maßgeblich ab, wie „teuer“ ein „Brexit“ das Vereinigte Königreich und die EU wirtschaftlich 
zu stehen kommt. 

„Brexit“-Szenarien und unsichere wirtschaftliche Effekte 
Weil die konkrete Ausgestaltung möglicher post-„Brexit“-Beziehungen unklar ist, operieren Studien zu den 
wirtschaftlichen Effekten eines möglichen Austritts mit verschiedenen Szenarien, die sich an bestehenden 
Handelsbeziehungen der EU mit Nicht-EU Staaten, wie Norwegen, der Schweiz, oder der Türkei, 
orientieren (vgl. Irwin 2015 für einen ausführlichen Überblick). In einem optimistischen Szenario, in dem 
das Vereinigte Königreich ähnlich wie Norwegen und die Schweiz einen weitreichenden Zugang zum EU 
Binnenmarkt erhielte, beliefen sich einer Studie der Bertelsmann Stiftung zufolge die Einbußen noch im-
mer auf 0,6 Prozent des realen pro Kopf BIP des Vereinigten Königreichs im Jahr 2030 (Schoof et al. 
2015). In einem solchen Szenario wären die Briten verpflichtet, weiterhin große Teile des ‚acquis com-
munautaire‘, des gemeinsamen europäischen Regelwerkes, zu übernehmen – jedoch ohne diese Regeln 
zukünftig mitgestalten zu können; vor dem Hintergrund der Forderungen der „Brexit“-Befürworter nach 
mehr Souveränität eine politisch heikle Option. In einem pessimistischen Szenario, in dem keine speziel-
len Handelsbeziehungen mit der EU jenseits bestehender internationaler Regeln, wie denen der WTO, 
vereinbart würden, lägen die geschätzten Einbußen bei rund 3 Prozent (Schoof et al. 2015; vgl. auch 
Ottaviano et al. 2014). Die wirtschaftlichen Effekte für die Gesamt-EU werden niedriger geschätzt als die 
für das Vereinigte Königreich (-0,1 Prozent im optimistischen Szenario und -0,4 Prozent im pessimisti-
schen Szenario (Schoof et al. 2015; vgl. auch Buiter et al. 2015). Diese Effekte wären aber zwischen ver-
schiedenen EU-Ländern ungleich verteilt. Irland wäre aufgrund der engen ökonomischen Verbindungen 
vermutlich stärker betroffen als andere Mitgliedsstaaten (Barrett et al. 2015; Purdue und Huang 2015; 
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Schoof et al. 2015). Diese Ergebnisse beziehen sich zunächst auf statische Effekte, die durch höhere 
Kosten der Importe und Exporte aus und an EU-Länder durch tarifäre und besonders nicht-tarifäre 
Handelshemmnisse entstünden, während aufseiten des Vereinigten Königreichs Zahlungen an das EU 
Budget wegfielen, die von anderen Mitgliedstaaten zumindest partiell mitgetragen werden müssten. 
Zolltarife wären selbst in einem Szenario ohne spezifische Abkommen mit der EU aufgrund von WTO-
Regeln weiterhin gering, aber es bestünde ein höheres Risiko nicht-tarifärer Handelshemmnisse, bei-
spielsweise durch zukünftig inkompatible Produktstandards, komplexe Konformitätsprüfungen, oder den 
Verlust der EU-weiten Dienstleistungsfreiheit (Penatzer 2015). 

Jenseits dieser statischen Effekte könnten allerdings längerfristig größere Einkommenseinbußen durch 
dynamische Effekte entstehen, falls ein Rückgang an Handel zu einem Rückgang an Wettbewerb, 
Innovationen oder Technologietransfer führt und dadurch produktivitätsmindernd wirkt (Ottaviano et al. 
2014). Erwartet wird auch, dass ein „Brexit“ verschiedene Sektoren unterschiedlich hart trifft. Eine Studie 
zur Gemeinsamen Agrarpolitik legt nahe, dass ein Austritt in diesem Bereich für das Vereinigte Königreich 
wirtschaftliche Vorteile hätte (Boulanger und Philippidis 2015). Mit großen Unsicherheiten diskutiert 
werden auch Effekte auf den britischen Finanzsektor. Die City of London könnte von Abwanderungs-
effekten von Finanzdienstleistern betroffen sein und durch eine Neuaushandlung des Zugangs zum 
europäischen Binnenmarkt zukünftig eher strikteren als laxeren Regeln unterworfen werden (Springford 
und Whyte 2014).  

Für die EU insgesamt fallen eher die  politischen Kosten eines „Brexit“ ins Gewicht: Einige fürchten den 
Verlust des liberalen Vereinigten Königreichs als Reformanker und Gegengewicht eines stärker in-
terventionsfreundlichen Südens in der EU (Zuleeg 2014). Andere sehen im „Brexit“ eher die Trennung von 
einer Integrationsbremse: das Vereinigte Königreich ist bisher Vorreiter bei „Opt-outs“, also vertraglichen 
Sonderstellungen in verschiedenen Politikbereichen, wie dem Schengener Abkommen oder dem EU-
Fiskalpakt. Die zurzeit vielfach geforderten europäischen Lösungen zur Bewältigung diverser Krisen 
könnten also möglicherweise ohne das Vereinigte Königreich erleichtert werden. Gefürchtet wird ein 
„Brexit“ aber besonders aufgrund seiner Symbolträchtigkeit in der ohnehin schon krisengeschüttelten und 
zunehmend integrationsskeptischen Staatengemeinschaft. Es bleibt abzuwarten, ob erst ein tatsächlicher 
Austritt oder nicht bereits die Zugeständnisse der EU-27 gegenüber den nationalen Interessen eines ein-
zelnen Staates die Fliehkräfte in der EU gestärkt haben, anstatt sie zu schwächen. 
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